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Antwort 
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Ermittlungsverfahren gegen die Rockergruppe „Bones“ (II.) 


Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 10. Novem- 
ber 1988 - P I 1 - 625 362121 - die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Nach der Antwort der Bundesregierung wird gegen Mitglieder der 
Bones wegen Verdachts des Verstoßes gegen das Kriegswaf- 
fenkontroUgesetz und das Waffengesetz ermittelt. Die Errichtungs- 
anordnung der seit dem 30. März 1988 betriebenen BKA- Amtsdatei 
SPUDOK „Knochen"' gibt jedoch als deren Zweck zusätzhch Ermitt- 
lungen wegen „Raubmord u. a." an. 

a) Seit wann werden gegen wie viele Beschxildigte Ermittlungen 
wegen Raubmordes geführt? 


Zu Beginn des Verfahrens wurde gegen Mitglieder der „Bones" 
wegen Verdachts des Raubmordes zum Nachteil eines Geldtrans- 
porteurs am 3. März 1986 am ESBELLA-Markt in Mutterstadt er- 
mittelt. Für diese Straftat konnte zwischenzeitlich ein Tatverdäch- 
tiger ermittelt werden, der nicht Mitglied der „Bones" ist oder 
war. 


b) Auf welche Vorwürfe gegen den Beschuldigten W. stützen sich 
diese Ermittlungen? 


Gegen den Beschvildigten wird nicht wegen Verdachts des Raub- 
mordes ermittelt. 


c) Nach welchen anderen Vorschriften wird außerdem ermittelt? 
Werden auch Ermittlungen nach § 129 StGB gegen die „Bones" 
als kriminelle Vereinigung geführt? Gegebenenfalls seit wann? 
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Es wird wegen keinen weiteren als den in der Anfrage genannten 
Strafvorschriften ermittelt. Ermittlungen nach § 129 StGB gegen 
die „Bones" wegen Verdachts der Bildung einer kriminellen Ver- 
einigung werden nicht geführt. 


2. Trifft die Behauptung der Ehefrau des Beschuldigten W. zu, gegen 
sie würden weiterhin Observationen und Telefonüberwachungs- 
maßnahmen durchgeführt? Ggf. aus welchem Grund? 


Im Rahmen des beim BKA geführten Ermittlungsverfahrens wer- 
den gegen die Ehefrau des Beschuldigten weder Observations- 
noch Telefonüberwachungsmaßnahmen durchgeführt. 


3. Welches sind die tragenden Gründe für die Entscheidung, den 
Beschuldigten W. trotz vorhandener beruflicher, famüiärer und so- 
zialer Bindungen weiterhin in Untersuchungshaft zu halten? 


Die Strafverfolgung ist grundsätzhch Aufgabe der einzelnen Bun- 
desländer. Soweit dabei, z. B. bei dem Erlaß eines Haftbefehls 
oder der Entscheidung über die Haftfortdauer, Gerichte entschei- 
den, sind diese unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen. Die 
Bundesregierung hält es deshalb nicht für angebracht, zumal es 
sich um ein schwebendes Ermittlungsverfahren handelt, Einzel- 
heiten des Verfahrens mitzuteilen oder dazu Stellung zu nehmen; 
dies betrifft auch die Frage, ob und aus welchen Gründen der 
Haftbefehl gegen den Beschuldigten W. noch aufrechterhalten 
wird. 


4. Worauf beruhte die Entscheidung der Ermittlungsbehörden, auf- 
grund des bereits über eine Woche alten Haftbefehls die Fahn- 
dungs- und Durchsuchungsaktion u. a. im Haus der Eheleute W. 
ausgerechnet während deren Hochzeitsfeier am 29. Juli 1988 vorzu- 
nehmen? 


Der Haftbefehl gegen den Beschuldigten sowie die Durch- 
suchungsbeschlüsse für alle Objekte wurden am 20. Juü 1988 
erlassen. Der Einsatzzeitpunkt wurde aus kriminaltaktischen 
Gründen festgelegt. 


5. Die Bundesregienmg hat in ihrer Antwort erklärt, von ca. 80 bis 100 
den „Bones" zuzurechnenden Personen seien Lichtbilder angefer- 
tigt worden, die derzeit in Ermittlungsverfahren aus gewertet 
würden? 

a) Wie viele dieser Lichtbilder werden nach Abschluß der Auswer- 
tungen aus welchen Gründen derzeit noch aufbewahrt? Wie 
viele Bilder sind bereits vernichtet worden? 

b) Hinsichtlich wie vieler dieser Lichtbüder ist aus welchen Grün- 
den eine weitere Aufbewahrung zu präventiven Zwecken ge- 
plant? 


Die seinerzeit gefertigten Lichtbüder werden, da die Ermittlungen 
und Auswertungen nicht abgeschlossen sind, noch aufbewahrt. 
Eine Aufbewahrung der Lichtbüder zu präventiven Zwecken 
nach Abschluß der Ermittlungen ist nicht geplant. 
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6. Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort erklärt, aufgrund der 
gegen die Durchführung des Einsatzes erhobenen Vorwürfe sei 
eine Überprüfung des Einsatzablaufes vorgenommen, jedoch noch 
nicht abgeschlossen worden. 

a) Mit welchem Ergebnis ist diese Überprüfung inzwischen abge- 
schlossen worden? 

b) Welche Art Fehlverhalten wie vieler Beamter welcher Behörden 
ist danach ermittelt worden? 

c) Welche Konsequenzen sollen daraus gezogen werden? 

d) Falls die Überprüfimg noch nicht abgeschlossen worden ist, 
wann ist damit zu rechnen? 


Die Überprüfung des feinsatzablaufes ist in dienstrechtlicher Hin- 
sicht noch nicht abgeschlossen. In derselben Angelegenheit sind 
staatsanwaltliche Ermittlungsverfahren anhängig, deren Ausgang 
abgewartet werden muß. Anhaltspunkte für Dienstpflichtverlet- 
zungen einzelner Beamter sind vorbehaltlich des Ergebnisses der 
staatsanwaltlichen Ermittlungen nicht erkennbar. Der Abschluß 
der staatsanwaltlichen ErmitÜungen wird voraussichüich noch 
einige Monate dauern. 


7. Wie viele Strafanzeigen wegen welcher Vorwürfe im Zusammen- 
hang mit diesem Einsatz sind nach Kenntnis der Bundesregierung 
inzwischen eingereicht worden? 


Der Bundesregierung sind bisher zwei Strafanzeigen bzw. Straf- 
anträge bekanntgeworden. 


8. Wie viele Straf ermittlimgsverfahren sind aiifgrund der Pressebe- 
richte über diesen Einsatz nach Kenntnis der Bundesregienmg in- 
zwischen von Amts wegen eingeleitet worden? 


Nach Kenntnis der Bundesregierung sind aufgrund von Pressebe- 
richten bisher keine Ermittlungsverfahren gegen an dem Einsatz 
vom 29./30. Juli 1988 beteihgte Beamte von Amts wegen eingelei- 
tet worden. 


9. Welche zivil- oder verwaltungsgerichüichen Schritte sind nach 
Kenntnis der Bundesregierung von betroffenen Bürgern/innen im 
übrigen im Zusammenhang mit diesem Einsatz ergriffen worden? 


Der Bundesregierung ist nicht bekannt, ob zivil- oder verwal- 
tungsgerichtliche Klagen eingereicht wurden, die im Zusammen- 
hang mit den Durchsuchungen am 29./30. Juli 1988 stehen. Ihr ist 
lediglich bekannt, daß Betroffene gegenüber dem Bundeskrimi- 
nalamt und der Staatsanwaltschaft Frankenthal, Außenstelle Lud- 
wigshafen, Schadensersatzansprüche angemeldet haben. 


10. Was genau beinhalteten die - der GSG 9-Anfordenmg zugrundelie- 
genden - Erkenntnisse, wonach bei der Aktion gegen die „Bones" 
Ende Juli mit erheblichem Widerstand und Schußwaffeneinsatz zu 
rechnen war, und woher stammten diese Informationen genau? 
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Mitglieder der „Bones" sind bislang kriminalpolizeilich in Er- 
scheinung getreten wegen versuchten Totschlags, gefährlicher 
imd schwerer Körperverletzung, Widerstandes gegen VoUstrek- 
kungsbeamte sowie Verstößen gegen das Kriegswaffen-KontroU- 
gesetz und das Waffengesetz. Auch die im Rahmen des Ermitt- 
lungsverfahrens gewonnenen aktuellen Erkenntnisse bestätigen 
den Verdacht, daß die Mitglieder der „Bones" im Besitz von 
Kriegswaffen (Handgranaten) und anderen Waffen (Vorder- 
schaftsrepetiergewehre - sogenannte PUMPGUNS-, Faustfeuer- 
waffen) sind oder waren. 

Das Auffinden entsprechender Beweismittel im Rahmen der 
durchgeführten Exekutivmaßnahmen bestätigte im wesenthchen 
dieses Ermittlungsergebnis. 


11. Aus welchen Erwägungen wird die Untersuchungshaft gegen den 
Beschuldigten Wo. ggf. wegen Verdunkelungsgefahr noch auf- 
rechterhalten angesichts der Tatsache, daß der offenbar bislang 
einzige Belastungszeuge Wi. in der JVA Frankenthal z. Z. Straf thaft 
verbüßt? 

12. Sind Wi. ggf. für eine belastende Aussage in Sachen „Bones" 
irgendwelche Vergünstigungen in Aussicht gestellt worden? 
Welche ggf.? 


Auf die Antwort zu Frage 3 wird verwiesen. 
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